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1. 
Neufassung der Wahlordnung der  
Leuphana Universität Lüneburg 

 
Der Senat der Leuphana Universität Lüneburg hat am 19. Juni 2013 folgende 
Neufassung der Wahlordnung der Leuphana Universität Lüneburg gem. § 41 
Abs. 1 Satz 1 NHG beschlossen.  
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) 1Die Vorschriften dieser Ordnung gelten für die Wahlen zu folgenden Kol-
legialorganen der Universität: 
1. Senat, 
2. Fakultätsräte. 
2Die Vorschriften dieser Ordnung gelten entsprechend für Wahlen zu anderen 
Gremien der Universität, solange diese keine eigene Wahlordnung beschlie-
ßen. 
 
(2) 1Die Wahlen sollen als verbundene Wahlen gleichzeitig vorbereitet und 
durchgeführt werden. 2Der Wahlzeitraum soll in der Vorlesungszeit des Win-
tersemesters liegen. 
 
(3) 1Für die übrigen in Absatz 1 nicht genannten Gremien mit Ausnahme der 
Vorstände der wissenschaftlichen Einrichtungen gilt § 22 entsprechend. 2Ist 
nach dieser Regelung keine Stellvertretung gewählt, so kann das für die Wahl 
des Gremiums zuständige Wahlorgan diese bestellen. 
 
 

§ 2 
Wahlorgane, Wahlausschuss 

(1) 1Der Wahlausschuss und die Wahlleiterin oder der Wahlleiter (im Folgen-
den: Wahlleitung) bilden die Wahlorgane. Die Wahlorgane sind verantwortlich 
für die Ordnungsmäßigkeit der Wahlen. 2Der Wahlausschuss entscheidet 
Zweifelsfragen bei der Wahlhandlung und Stimmenauszählung, stellt das 
Wahlergebnis fest und entscheidet über Wahleinsprüche. 
 
(2) 1Dem Wahlausschuss gehören je zwei Mitglieder der Gruppen der Profes-
sorinnen und Professoren, der Studierenden, der wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im tech-
nischen und Verwaltungsdienst an. 
 
(3) 1Die Mitglieder des Wahlausschusses sind bis zum Ende des Sommerse-
mesters, mit dem die Amtszeit der bisherigen Mitglieder abläuft, von den Se-
natsmitgliedern der jeweiligen Gruppe zu wählen. 2Für jedes Mitglied ist ein 
stellvertretendes Mitglied für den Fall der Verhinderung bzw. als Ersatzmit-
glied zu wählen. 3Kommt die Wahl, zu der die Leiterin oder der Leiter der Uni-
versität aufzufordern hat, nicht bis zum Ende des Sommersemesters zustan-
de, bestellt diese oder dieser unverzüglich die fehlenden Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder. 
 
(4) 1Die Amtszeit der Mitglieder des Wahlausschusses beginnt mit dem Win-
tersemester und endet nach zwei Jahren, für die studentischen Mitglieder 
nach einem Jahr. 2Scheidet ein Mitglied des Wahlausschusses vorzeitig aus 
und ist ein Ersatzmitglied nicht mehr vorhanden, werden von der Leiterin oder 
vom Leiter der Universität im Benehmen mit der Wahlleitung für den Rest der 
Amtszeit ein neues Mitglied und ein Ersatzmitglied bestellt; Abs. 3 Satz 3 
letzter Halbsatz gilt entsprechend.  
 
(5) 1Vorsitzende oder Vorsitzender des Wahlausschusses ohne Stimmrecht ist 
die Wahlleiterin oder der Wahlleiter. 2Sie/Er lädt zu den Sitzungen des Wahl-
ausschusses ein und leitet diese. 3Die Wahlleitung ist zur Einberufung des 

Wahlausschusses verpflichtet, wenn dies die Leiterin oder der Leiter der Uni-
versität oder drei Mitglieder des Wahlausschusses fordern. 
 
(6) 1Die Wahlleitung bestellt im Benehmen mit dem Wahlausschuss für die 
Beaufsichtigung der Wahlhandlung sowie für die Auszählung Wahlhelferin-
nen und Wahlhelfer. 2Alle Bereiche (Statusgruppen) der Universität sind ver-
pflichtet, entsprechende Personen zu benennen. 
 
(7) 1Mitglieder des Wahlausschusses dürfen im Falle ihrer Kandidatur nicht 
als Wahlhelfer eingesetzt werden und an Stimmauszählungen teilnehmen. 
 
(8) 1Der Wahlausschuss entscheidet über Widersprüche gegen Verwaltungs-
akte der Wahlorgane. 2Der Wahlausschuss tagt hochschulöffentlich; durch 
einfachen Mehrheitsbeschluss der Wahlausschussmitglieder kann die Öffent-
lichkeit zu einzelnen Tagesordnungspunkten ausgeschlossen werden. 3Kann 
in unaufschiebbaren Angelegenheiten eine Entscheidung des Wahlausschus-
ses nicht mehr rechtzeitig herbeigeführt werden (z. B. wegen fehlender Be-
schlussfähigkeit) entscheidet die Wahlleitung anstelle des Wahlausschusses. 
4Der Wahlausschuss ist darüber unverzüglich zu unterrichten. 
 
 

§ 3 
Wahlleitung 

(1) 1Wahlleiterin oder Wahlleiter (Wahlleitung) ist das hauptamtliche Mitglied 
des Präsidiums, zu dessen Geschäftsbereich die Durchführung der Wahlen 
gehört. 2Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter (Wahlleitung) ist für die ord-
nungsgemäße Vorbereitung und Durchführung der Wahl verantwortlich. 3Die 
Wahlleitung kann die administrativen und organisatorischen Aufgaben der 
Wahlleitung an ein qualifiziertes Hochschulmitglied übertragen.  
 
(2) 1Die Wahlleitung hat die Sitzungen des Wahlausschusses vorzubereiten, 
Entscheidungsvorschläge vorzulegen, sowie die Sitzungsniederschriften ferti-
gen zu lassen und für die Bekanntmachung und Durchführung der Beschlüs-
se des Wahlausschusses zu sorgen. 2Sie legt den Zeitplan für die Wahlvorbe-
reitung mit den Auslegungs-, Einspruchs- und Einreichungsfristen im Ein-
vernehmen mit dem Wahlausschuss fest. 
 
(3) 1Die Wahlleitung kann zur Durchführung ihrer Aufgaben Bedienstete der 
Universität heranziehen. 
 
 

§ 4 
Wahlbereiche 

(1) 1Alle Mitglieder einer Statusgruppe, die für dasselbe Kollegialorgan (Se-
nat, Fakultätsrat) wahlberechtigt sind, bilden für dessen Wahl einen Wahlbe-
reich.  
 
(2) 1Wahlvorschläge können sich nur auf einen Wahlbereich beziehen. 2In die-
sem Wahlbereich müssen alle Kandidierenden des Wahlvorschlags das pas-
sive und aktive Wahlrecht besitzen. 
 

 
§ 5 

Aufstellung des Wahlberechtigtenverzeichnisses 
(1) 1Wählen oder gewählt werden darf nur, wer in das Wahlberechtigtenver-
zeichnis eingetragen ist. 
 
(2) 1Die Wahlleitung hat zu Beginn der Vorlesungszeit des Wintersemesters, 
in dem eine Wahl stattfindet, alle Hochschulmitglieder, die zu dieser Wahl 
wahlberechtigt sind, in ein Wahlberechtigtenverzeichnis eintragen zu lassen. 
 
(3) 1Das Wahlberechtigtenverzeichnis ist nach Gruppen sowie nach Fakultä-
ten zu gliedern. 2Die Mitglieder einer Gruppe, die keiner Fakultät zuzuordnen 
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sind, werden gesondert aufgeführt. 3Das Wahlberechtigtenverzeichnis muss 
den Familien- und Vornamen der Wahlberechtigten nennen. 4Weitere Angaben 
(z.B. Anschrift, Studiengang oder Tätigkeitsbereich) sind aufzuführen, wenn 
das notwendig ist, um Verwechselungen auszuschließen. 
 
(4) 1Das Wahlberechtigtenverzeichnis ist in Ausfertigungen oder Auszügen 
zusammen mit dem Text der Wahlordnung mindestens an einer Stelle der 
Universität zur Einsichtnahme auszulegen. 2In der Wahlausschreibung sind 
die Wahlberechtigten unter Mitteilung des Auslegungszeitraums und des 
Auslegungsortes zur Einsichtnahme in das Wahlberechtigtenverzeichnis auf-
zufordern; dabei ist auf die Absätze 1, 5, 6 und 8 sowie auf § 6 Abs. 1, die in 
einer Anlage zur Wahlausschreibung abzudrucken sind, hinzuweisen. 3Der 
Auslegungszeitraum muss mindestens eine Woche nach Bekanntgabe der 
Wahlausschreibung umfassen.  
 
(5) 1Gegen den Inhalt der Eintragung oder gegen eine Nichteintragung in das 
Wahlberechtigtenverzeichnis kann jede Wahlberechtigte oder jeder Wahlbe-
rechtigte schriftlich Einspruch bei der Wahlleitung oder bei den von ihr be-
nannten Stellen einlegen. 2Wird gegen die Eintragung Dritter Einspruch erho-
ben, sind diese von der Wahlleitung über den Einspruch zu unterrichten und 
im weiteren Verfahren zu beteiligen. 3Die Einspruchsfrist darf frühestens acht 
Wochen vor dem ersten Tag des Wahlzeitraums, aber nicht vor Ablauf des 
Auslegungszeitraums enden und ist mit den Stellen, bei denen der Einspruch 
einzureichen ist, in der Wahlausschreibung bekannt zu geben. 4Der Wahlaus-
schuss soll spätestens am fünften Vorlesungstage nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist über die Einsprüche entscheiden. 5Die Entscheidungen sind den 
Einsprucherhebenden sowie den zu beteiligenden Dritten durch die Wahllei-
tung mitzuteilen. 
 
(6) 1Nach der Entscheidung über die Einsprüche stellt der Wahlausschuss 
das Wahlberechtigtenverzeichnis fest. 2Das festgestellte Wahlberechtigten-
verzeichnis ist die maßgebliche Grundlage für den Nachweis der Wählbarkeit. 
3Wer Hochschulmitglied nach Ablauf der Einspruchsfrist wird, ist nicht wähl-
bar. 
 
(7) 1In das Wahlberechtigtenverzeichnis kann auch nach Beendigung der 
Auslegungsfrist jedes Mitglied der Hochschule Einblick nehmen. 
 
(8) 1Für Nach-, Ergänzungs- und Neuwahlen, die in einem Semester stattfin-
den, in dem bereits eine Wahl stattgefunden hat, können die vorhandenen 
Wahlberechtigtenverzeichnisse ohne Auslegung und Einspruchsverfahren 
verwendet werden. 2Nachträgliche Eintragungen nach § 6 (z. B. Änderungen, 
Streichungen, Neuaufnahmen) bleiben möglich. 
 
 

§ 6 
Nachträgliche Eintragung in das Wahl-berechtigtenverzeichnis 

(1) 1Für die Ausübung des aktiven Wahlrechts ist das festgestellte Wahlbe-
rechtigtenverzeichnis von Amts wegen durch nachträgliche Eintragungen 
fortzuschreiben. 2Die Frist für nachträgliche Eintragungen darf frühestens 
mit dem zehnten Tag vor Beginn des Wahlzeitraums enden. 3Wer nach Ablauf 
dieser Frist Hochschulmitglied wird, ist nicht wahlberechtigt.  
 
(2) 1Über die nachträgliche Eintragung von Amts wegen entscheidet die 
Wahlleitung. 2Der Wahlausschuss ist darüber zu unterrichten. 3Dieser kann 
die Entscheidung durch eine eigene Entscheidung aufheben und ersetzen. 
 
(3) 1Das Wahlberechtigtenverzeichnis kann von der Wahlleitung jederzeit be-
richtigt werden, wenn es unwesentliche Fehler, Unstimmigkeiten oder 
Schreibversehen enthält, die keine Auswirkungen auf das Wahlrecht haben 
können. 2Die Berichtigung ist als solche kenntlich zu machen und mit Datum 
und Unterschrift zu versehen. 
 

§ 7 
Wahlausschreibung 

(1) 1Die Wahlleitung hat die Wahl durch eine Wahlausschreibung hochschul-
öffentlich bekanntzumachen. 2Die Wahlausschreibung muss angeben: 
1. die zu wählenden Kollegialorgane, 
2. den festgelegten Wahlzeitraum, 
3. die Aufforderung zur Einsichtnahme in das Wahlberechtigtenverzeichnis 

mit dem Hinweis auf die Möglichkeit, Einspruch einzulegen nach § 5 
Abs. 5 und 6, auf die Einspruchsfrist sowie auf Ort und Zeit für die Ab-
gabe von Einsprüchen, 

4. die Frist für nachträgliche Eintragungen von Amts wegen nach § 6 Abs. 
1, 

5. die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen nach § 8 Abs. 2 
und 3 unter Angabe der auf die einzelnen Gruppen entfallenden Sitze, 

6. bei der Aufstellung von Wahlvorschlägen sollen Frauen zu einem Anteil 
von mindestens 50 vom Hundert berücksichtigt werden. 

 
(2) 1Mit der Wahlausschreibung können andere öffentliche Bekanntmachun-
gen verbunden werden, insbesondere 
1. die Mitteilung, in welchen Gruppen eine Wahl voraussichtlich entfällt, 

weil die Zahl der Wahlberechtigten die Zahl der der Gruppe zustehenden 
Sitze nicht übersteigt, 

2. die Form öffentlicher Bekanntmachungen nach § 19, 
3. der Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl. 
 
(3) 1Die Wahlausschreibung kann in Teilen nacheinander veröffentlicht wer-
den. 2Alle nach Absatz 1 notwendigen Bekanntmachungen sollen fünf Wochen 
vor dem ersten Tag des Wahlzeitraums öffentlich bekannt gemacht sein. 
 
 

§ 8 
Einreichung von Wahlvorschlägen 

(1) 1Der Wahl liegen Wahlvorschläge zugrunde, die mehrere Kandidierende 
(Listenwahlvorschläge) oder eine Kandidatin oder einen Kandidaten (Einzel-
wahlvorschläge) benennen können. 2Es sind die von der Wahlleitung für das 
betreffende Wahlsemester vorgesehenen Formulare zur Kandidatur zu ver-
wenden. 3Diese sind vollständig auszufüllen. 4Formlose Kandidaturen und 
Kandidaturen mit anderen Formularen oder Formularen aus vorherigen Se-
mestern sind nicht gültig. 5Durch handschriftliche Änderungen der Formular-
vorlage wird das Formular ungültig.6Bei der Aufstellung von Wahlvorschlägen 
sollen Frauen zu einem Anteil von mindestens 50 vom Hundert berücksichtigt 
werden. 7Jeder Wahlvorschlag darf sich nur auf die Wahl eines Kollegialor-
gans und einer Gruppe beziehen. 
 
(2) 1Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleitung einzureichen. 2Die Einrei-
chungsfrist darf nicht vor einer Woche nach Bekanntmachung der Wahlaus-
schreibung und nicht später als zwei Wochen vor dem ersten Tag des Wahl-
zeitraums enden. 
 
(3) 1Die Wahlleitung hat in der Wahlausschreibung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen aufzufordern. 2Dabei sind die Einreichungsfrist und die Stelle für 
die Einreichung von Wahlvorschlägen anzugeben. 3Auf die Vorschriften der 
Absätze 1, 2, 4 bis 8 und § 9 Abs. 1 und 3 über Form und Inhalt von Wahlvor-
schlägen, die in einer Anlage zur Wahlausschreibung abzudrucken sind, ist 
hinzuweisen. 
 
(4) 1Die Kandidierenden müssen für die Kollegialorgane, für die sie kandidie-
ren, wahlberechtigt sein. 2Die Wahlberechtigung kann nur durch das vom 
Wahlausschuss gem. § 5 Abs. 6 festgestellte Wahlberechtigtenverzeichnis 
nachgewiesen werden. 3Jede Bewerberin oder jeder Bewerber darf für die 
Wahl desselben Kollegialorgans nur auf je einem Wahlvorschlag benannt 
werden. 4Anderenfalls gilt die Kandidatur nur für den von ihr bzw. ihm bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist als gültig bezeichneten Wahlvorschlag. 
5Liegt nach Ablauf der Einreichungsfrist keine Erklärung der/des Kandidie-
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renden vor, gilt der zuletzt eingereichte Wahlvorschlag; bei gleichzeitigem 
Eingang der Wahlvorschläge entscheidet das Los. 
 
(5) 1Wahlvorschläge müssen die Kandidierenden in einer deutlichen Reihen-
folge (bei Listenwahlvorschlägen: auf den Formularen Eintrag der Kandidie-
renden in aufsteigender Reihenfolge), mit Namen, Vornamen, ggf. Matrikel-
nummer, Fakultätszugehörigkeit oder Angabe des Tätigkeitsbereichs auffüh-
ren. 2Weitere Angaben, z.B. Anschrift, Geburtsdatum, Amtsbezeichnung, Stu-
diengang, können hinzugefügt werden; sie sind auf Anforderung der Wahllei-
tung auch noch nach Zulassung des Wahlvorschlags hinzuzufügen, wenn das 
notwendig ist, um Verwechselungen zu verhindern. 3Der Wahlvorschlag muss 
die Erklärung aller Kandidierenden enthalten, dass sie mit der Kandidatur 
einverstanden sind und für den Fall ihrer Wahl diese annehmen wollen. 4Der 
Wahlvorschlag ist von allen Kandidierenden eigenhändig zu unterzeichnen. 
5Es kann ein Kennwort angegeben werden, unter dem der Wahlvorschlag in 
der Wahlbekanntmachung und auf dem Stimmzettel geführt werden soll; die-
ses Kennwort soll eine klare Abgrenzung zu anderen Wahlvorschlägen ge-
währleisten und Transparenz für Wählerinnen und Wähler schaffen.  
 
(6) 1In jedem Listen-Wahlvorschlag soll eine Vertrauensperson unter Angabe 
der Anschrift und der Telefonnummer benannt werden. 2Diese muss Hoch-
schulmitglied in der betreffenden Gruppe sein; eine Kandidatur ist nicht er-
forderlich. 3Falls keine besondere Benennung erfolgt, gilt die im Wahlvor-
schlag in der Reihenfolge an erster Stelle genannte Person als Vertrauens-
person. 4Die Vertrauensperson ist anstelle aller Kandidierenden zur Abgabe 
und zum Empfang von Erklärungen gegenüber den Wahlorganen berechtigt. 
5Daneben sind die einzelnen Kandidierenden zur Abgabe und zum Empfang 
von Erklärungen gegenüber den Wahlorganen berechtigt, soweit nur sie 
selbst betroffen sind. 
 
(7) 1Ein Listenwahlverfahren kommt zur Anwendung, wenn für einen Wahlbe-
reich mehr als eine Liste oder eine Liste und mindestens ein Einzelwahlvor-
schlag eingereicht wird, ansonsten kommt Mehrheitswahl gem. § 10 Abs. 2 
Satz 1 zur Anwendung. 2Kommt es auf Grund der eingereichten Wahlvor-
schläge für einen Wahlbereich zum Listenwahlverfahren, können innerhalb 
dieses Wahlbereichs Kandidierende von Einzelwahlvorschlägen für dasselbe 
Kollegialorgan durch gemeinsame Erklärungen gegenüber der Wahlleitung 
eine Listenverbindung eingehen. 3Die entsprechenden Erklärungen müssen 
auch Angaben zur gewünschten Reihenfolge der Kandidierenden auf der Liste 
enthalten und spätestens am dritten Vorlesungstag nach Ablauf der Frist für 
die Einreichung der Wahlvorschläge bei der Wahlleitung eingegangen sein. 
 
(8) 1Alle Wahlberechtigten haben das Recht, eingegangene Wahlvorschläge 
während der in der Wahlausschreibung angegebenen Öffnungszeiten bei der 
von der Wahlleitung bestimmten Stelle einzusehen. 
 
 

§ 9 
Zulassung der Wahlvorschläge 

(1) 1Die Wahlleitung vermerkt auf jedem eingereichten Wahlvorschlag Tag 
und Uhrzeit des Eingangs, prüft die Wahlvorschläge auf ihre Ordnungsmä-
ßigkeit sowie Vollständigkeit und weist auf Mängel hin. 2Bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist können Wahlvorschläge zurückgenommen, geändert oder 
ergänzt werden. 3Änderungen oder Ergänzungen von Listenwahlvorschlägen 
können gem. § 8 Abs. 6 nur über die Vertrauenspersonen erfolgen. 4Bei Ein-
zelwahlvorschlägen kann nur die Kandidatin oder der Kandidat selbst Ände-
rungen/Ergänzungen veranlassen. 
 
(2) 1Der Wahlausschuss soll spätestens innerhalb einer Woche nach Ablauf 
der Einreichungsfrist über die Zulassung oder Nichtzulassung der Wahlvor-
schläge entscheiden. 
 
(3) 1Nicht zuzulassen sind Wahlvorschläge, die 
1. nicht bis zum festgesetzten Termin eingereicht sind, 
2. nicht erkennen lassen, für welche Wahl sie bestimmt sind, 

3. die Kandidierenden nicht eindeutig bezeichnen, 
4. die Einverständniserklärungen oder Unterschriften der Kandidierenden 

(§ 8 Abs. 5 S. 3) nicht enthalten, 
5. Kandidierende aufführen, die nach dem festgestellten Wahlberechtig-

tenverzeichnis für die betreffende Gruppe bzw. das betreffende Kolle-
gialorgan nicht wählbar sind, 

6. Bedingungen oder Einschränkungen enthalten. 
 

2Soweit die Nichtzulassungsgründe sich nur auf einzelne Kandidierende eines 
Listenwahlvorschlags beziehen, sind nur diese nicht zuzulassen und aus dem 
Wahlvorschlag zu streichen. 
 
(4) 1Lässt der Wahlausschuss einen Wahlvorschlag ganz oder teilweise nicht 
zu, so hat die Wahlleitung unverzüglich die Kandidatin oder den Kandidaten 
bzw. bei einem Listenwahlvorschlag die Vertrauensperson des Wahlvorschla-
ges unter Angabe der Gründe schriftlich zu unterrichten. 
 
 

§ 10 
Entscheidung der Wahlorgane für die Wahlbekanntmachung 

(1) 1Aufgrund des festgestellten Wahlberechtigtenverzeichnisses hat die 
Wahlleitung endgültig festzustellen, dass für eine Gruppe nicht mehr wähl-
bare Mitglieder oder zugelassene Kandidierende vorhanden sind, als der 
Gruppe Sitze zustehen, so dass eine Wahl entfällt und die zugelassenen Kan-
didierenden ohne Wahl Mitglieder des betreffenden Gremiums sind.  
 
(2) 1Liegen für eine Gruppe nur Einzelwahlvorschläge oder nur ein Listen-
wahlvorschlag vor, so hat die Wahlleitung festzustellen, dass in der betref-
fenden Gruppe nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl zu wählen ist. 2In 
allen anderen Fällen findet Listenwahl statt. 
 
(3) 1Der Wahlausschuss entscheidet auf Vorschlag der Wahlleitung über die 
Wahlräume sowie die Tageszeiten, zu denen während des Wahlzeitraums die 
Stimmabgabe möglich ist. 
 
(4) 1Die Wahlleitung hat durch einen Nachtrag zur Wahlausschreibung diese 
ganz oder teilweise zu wiederholen, insbesondere erneut zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen für einzelne Wahlbereiche aufzufordern, wenn 
1. die Zahl der Kandidierenden aller Wahlvorschläge einer Gruppe die Zahl 

der Sitze dieser Gruppe unterschreitet oder 
2. sonst eine Nachwahl nach § 17 Abs. 1 notwendig würde. 
 
2Die bisher eingereichten zugelassenen Wahlvorschläge, die sich auf die im 
Nachtrag zur Wahlausschreibung genannten Wahlbereiche beziehen, brau-
chen nicht nochmals eingereicht zu werden, können aber innerhalb der neuen 
Wahlvorschlagsfrist geändert werden. 3Im Falle des Satzes 1 Nr. 1 ist nur 
einmal durch einen Nachtrag zur Wahlausschreibung erneut zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen aufzufordern; mit der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen ist der Hinweis zu verbinden, dass die Wahl nur durchge-
führt wird, wenn die Zahl der Kandidierenden mehr als die Hälfte der Zahl der 
zu wählenden Mitglieder beträgt. 4Ansonsten ist die Gruppe in dem betreffen-
den Gremium nicht vertreten. 
 
 

§ 11 
Wahlbekanntmachung 

(1) 1Die Wahlleitung veröffentlicht in der Wahlbekanntmachung 
1. die Aufforderung zur Stimmabgabe mit dem Hinweis auf den Wahlzeit-

raum, die Wahlräume und auf die Tageszeiten für die Stimmabgabe, 
2. die Regelungen für die Stimmabgabe und die Briefwahl mit Angabe der 

Frist für Briefwahlanträge und mit einem Hinweis auf die §§ 12 bis 14, 
die als Anlage der Wahlbekanntmachung abzudrucken sind, 

3. die zugelassenen Wahlvorschläge, 
4. die Feststellungen der Wahlleitung nach § 10 Abs. 1 und 2. 
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(2) 1Die Wahlbekanntmachung soll mindestens eine Woche vor dem ersten 
Tag des Wahlzeitraums öffentlich bekannt gemacht werden. 2Der Aushang 
gem. § 19 darf erst nach Ablauf der für die Durchführung der Wahl festge-
setzten Zeit enden. 
 
 

§ 12 
Stimmzettel 

(1) 1Die Stimmzettel sind gesondert für die Wahl jedes Kollegialorgans sowie 
getrennt für jede Gruppe herzustellen und müssen eine entsprechende Über-
schrift tragen. 2Bei Wahlvorschlägen, die mit einem Kennwort versehen sind, 
ist das Kennwort auf dem Stimmzettel anzugeben. 3Die Stimmzettel sind mit 
dem Dienstsiegel zu versehen. 4Das Dienstsiegel kann gedruckt sein. 
 
(2) 1Bei Listenwahl sind auf dem Stimmzettel die Wahlvorschläge in der Rei-
henfolge ihres Eingangs abzudrucken. 2Bei nicht feststellbarem, aber fristge-
rechtem Zeitpunkt des Eingangs oder bei gleichzeitigem Eingang entscheidet 
das durch die Wahlleitung zu ziehende Los. 3Innerhalb eines Listenwahlvor-
schlags sind die Namen und Vornamen der Kandidierenden entsprechend der 
Reihenfolge im eingereichten Wahlvorschlag aufzuführen. 4Der Stimmzettel 
muss Raum für das Ankreuzen der einzelnen Kandidierenden des Listenwahl-
vorschlags vorsehen. 
 
(3) 1Bei Mehrheitswahl sind alle Kandidierenden auf dem Stimmzettel in al-
phabetischer Reihenfolge und gegebenenfalls mit dem Kennwort als Zusatz 
aufzuführen. 2Bei jeder Kandidatin oder jedem Kandidaten ist Raum für das 
Ankreuzen vorzusehen. 
 
(4) 1Auf dem Stimmzettel ist deutlich darauf hinzuweisen, wie viel Kandidie-
rende höchstens angekreuzt werden können. 2Bei Listenwahl ist zusätzlich 
darauf hinzuweisen, dass die Stimme für eine Kandidatin oder einen Kandi-
daten auch zugunsten der gesamten Liste gezählt wird. 
 
 

§ 13 
Stimmabgabe 

(1) 1Alle Wahlberechtigten haben ihre Stimme auf dem Stimmzettel durch An-
kreuzen oder auf andere Weise an der dafür vorgesehenen Stelle persönlich 
abzugeben. 2Bei Listenwahl hat jede Wählerin oder jeder Wähler nur eine 
Stimme. 2Bei Mehrheitswahl können so viele Kandidierende gewählt werden, 
wie Sitze auf die Gruppe entfallen; Stimmenhäufung auf eine Kandidatin oder 
einen Kandidaten ist unwirksam. 
 
(2) 1Es ist sicherzustellen, dass die Wählerin oder der Wähler den Stimmzettel 
im Wahlraum unbeobachtet kennzeichnet. 2Entsprechende Vorkehrungen hat 
die Wahlleitung in Abstimmung mit dem Wahlausschuss zu treffen. 3Für die 
Aufnahme der Stimmzettel sind Wahlurnen zu verwenden. 4Vor Beginn der 
Stimmabgabe sind die leeren Wahlurnen so zu verschließen, dass die gefalte-
ten Stimmzettel nur durch einen Spalt im Deckel in die Urne eingeworfen 
werden können. 5Für die einzelnen Kollegialorgane sind getrennte Wahlurnen 
zu verwenden, es sei denn, dass die äußere Kennzeichnung der Stimmzettel 
Verwechselungen ausschließt. 
 
(3) 1Solange der Wahlraum zur Stimmabgabe geöffnet ist, müssen mindes-
tens zwei Wahlhelferinnen oder Wahlhelfer im Wahlraum anwesend sein (Auf-
sichtsführende). 2Die Aufsichtführenden sollen verschiedenen Gruppen ange-
hören. 3Ein Exemplar dieser Ordnung soll zur Einsichtnahme im Wahlraum 
ausliegen. 
 
(4) 1Vor Ausgabe des Stimmzettels haben die Aufsichtführenden zu prüfen, ob 
die Wählerin oder der Wähler im Wahlberechtigtenverzeichnis eingetragen 
ist.2Die Stimmabgabe ist in einer Ausfertigung oder in einem Auszug des 
Wahlberechtigtenverzeichnisses zu vermerken. 3Die Wahlberechtigten müssen 
sich auf Verlangen der Aufsichtführenden durch einen amtlichen Ausweis mit 

Lichtbild ausweisen. 4Studierende müssen zusätzlich auf Verlangen ihren 
Studierendenausweis vorlegen. 
 
(5) 1Wird die Wahlhandlung unterbrochen oder wird das Ergebnis nicht un-
mittelbar nach Stimmabgabe festgestellt, ist die Wahlurne zu verschließen. 
2Die Wahlleitung stellt im Benehmen mit den Aufsichtführenden sicher, dass 
die Wahlurnen bei einem sich über mehrere Tage erstreckenden Wahlzeitraum 
jeweils außerhalb der Abstimmungszeit verwahrt werden. 3Zu Beginn und bei 
Wiedereröffnung der Wahl und bei der Entnahme der Stimmzettel zur Auszäh-
lung haben sich mindestens zwei Aufsichtführende davon zu überzeugen, 
dass der Verschluss der Wahlurnen unversehrt ist. 
 
(6) 1Der Wahlraum muss allen dort Wahlberechtigten zugänglich sein. 2Im 
Wahlraum ist jede Beeinflussung der Wählerinnen und Wähler durch Wort, 
Ton, Schrift oder Bild verboten. 3Das gilt nicht für Bekanntmachungen der 
Wahlorgane. 4Die Aufsichtführenden ordnen bei Andrang den Zutritt zum 
Wahlraum und sorgen im Übrigen dafür, dass während der Wahlhandlung je-
de unzulässige Wahlbeeinflussung unterbleibt. 
 
(7) 1Nach Ablauf der für die Stimmabgabe festgesetzten Tageszeit dürfen nur 
noch die Wahlberechtigten abstimmen, die sich zu diesem Zeitpunkt im 
Wahlraum befinden. 2Der Zutritt zum Wahlraum ist solange zu sperren, bis 
die anwesenden Wahlberechtigten ihre Stimmen abgegeben haben. 
 
 

§ 14 
Briefwahl 

(1) 1Alle Wahlberechtigten können von der Möglichkeit der Briefwahl Ge-
brauch machen, wenn sie das bei der Wahlleitung in der durch die Wahlbe-
kanntmachung festgesetzten Frist schriftlich beantragen. 2Die Frist darf frü-
hestens mit dem vierzehnten Tage vor Beginn des Wahlzeitraums enden. 3Die 
Wahlberechtigung ist auf Grund eines vorgelegten oder zugesandten amtli-
chen Ausweises mit Lichtbild zu prüfen. 4Nachdem in das Wahlberechtigten-
verzeichnis ein Briefwahlvermerk aufgenommen ist, sind die Briefwahlunter-
lagen auszuhändigen oder zuzusenden. 5Briefwahlunterlagen sind 
1. die Stimmzettel mit je einem Stimmzettelumschlag, der das zu wählen-

de Kollegialorgan erkennen lässt, 
2. die persönliche Erklärung gemäß § 14 Abs. 2, 
3. der Wahlbriefumschlag, 
4. die Briefwahlerläuterung. 
6Die Briefwahlunterlagen dürfen nur der Wahlberechtigten oder dem Wahlbe-
rechtigten persönlich ausgehändigt oder zugesandt werden. 7Ausnahmsweise 
dürfen diese Unterlagen auch Dritten ausgehändigt oder zugesandt werden, 
wenn diese eine schriftliche Empfangsvollmacht vorlegen. 8Der Empfangs-
vollmacht ist eine Kopie eines amtlichen Ausweises des Briefwahl-
Antragstellers beizufügen. 9Die empfangende dritte Person muss bei persön-
licher Abholung ihre Identität durch einen amtlichen Ausweis nachweisen. 
10Die Briefwahlunterlagen dürfen nur einmal ausgehändigt bzw. zugesandt 
werden. 
 
(2) 1Bei der Briefwahl wird die Stimme in der Weise abgegeben, dass für jede 
Wahl ein Stimmzettel persönlich und unbeobachtet gekennzeichnet und in 
dem dafür vorgesehenen Stimmzettelumschlag verschlossen wird. 2Über die-
se Handlung ist eine Erklärung abzugeben. 3Diese Erklärung sowie die 
Stimmzettelumschläge sind im Wahlbriefumschlag der Wahlleitung zuzulei-
ten. 4Die Stimmabgabe ist rechtzeitig erfolgt, wenn der Wahlbriefumschlag 
der Wahlleitung bis zum Ablauf der für die Stimmabgabe festgesetzten Ta-
geszeit zugegangen ist 
 
(3) 1Auf dem Wahlbriefumschlag ist der Tag des Eingangs, bei Eingang am 
letzten Wahltag auch die Uhrzeit zu vermerken. 2Verspätet eingehende Wahl-
briefumschläge hat die Wahlleitung mit einem Vermerk über den Zeitpunkt 
des Eingangs ungeöffnet zu den Wahlunterlagen zu nehmen. 
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(4) 1Die Wahlleitung hat dafür Sorge zu tragen, dass die ordnungsgemäße 
Briefwahl geprüft und im Wahlberechtigtenverzeichnis vermerkt wird und 
dass die Stimmzettel ohne Einsichtnahme in Gegenwart von mindestens zwei 
Aufsichtsführenden in eine allgemein verwendete Wahlurne gebracht werden. 
 
(5) 1Die Stimmzettel sind nicht in die Wahlurne zu bringen und eine Stimme 
gilt als nicht abgegeben, wenn 
1. der Wahlbriefumschlag nicht rechtzeitig eingegangen ist, 
2. die Wählerin oder der Wähler nicht im Wahlberechtigtenverzeichnis als 

briefwahlberechtigt vermerkt ist, 
3. die Erklärung entsprechend Absatz 2 fehlt, 
4. die Briefwählerin oder der Briefwähler gegen die Briefwahlregelung ver-

stoßen hat und deswegen nicht sichergestellt ist, dass der Stimmzettel 
ohne vorherige Einsichtnahme in die Wahlurne gebracht werden kann. 
 
 

§ 15 
Auszählung 

(1) 1Der Wahlausschuss hat unverzüglich nach Abschluss der Stimmabgabe 
die abgegebenen Stimmen unter Hinzuziehung von Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfern zu zählen. 2Ist ein Wahlausschussmitglied und auch dessen 
Stellvertretung aus zwingenden Gründen an der Teilnahme der Stimmenaus-
zählung gehindert, muss das Mitglied für eine Vertretung aus seiner Status-
gruppe Sorge tragen. 3Zunächst ist die Zahl der in den Urnen enthaltenen 
Stimmzettel - gesondert nach Wahlbereichen - mit der Zahl der Stimmabga-
ben zu vergleichen, die in einer Ausfertigung oder in einem Auszug des Wahl-
berechtigtenverzeichnisses vermerkt sind. 4Ist die Zahl der Stimmzettel höher 
als die der vermerkten Stimmabgaben, so hat der Wahlausschuss zu prüfen, 
ob dadurch eine Beeinflussung des Wahlergebnisses denkbar ist und unter 
Berücksichtigung aller möglichen Ursachen für die Abweichungen zu ent-
scheiden, ob nach §17 Abs. 1 Nr. 3 zu verfahren ist. 
 
(2) 1Die auf jeden Wahlvorschlag entfallenden gültigen Stimmen werden zu-
sammengezählt. 2Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 
1. nicht als amtlich erkennbar ist, 
2. keinen Stimmabgabevermerk enthält, 
3. den Willen der Wählerin oder des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen 

lässt, 
4. einen Vorbehalt enthält oder durch einen Zusatz gegen den Grundsatz 

der geheimen Wahl verstößt. 
 
 

§ 16 
Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) 1Der Wahlausschuss stellt auf Grund der Zählergebnisse, die er überprü-
fen kann, als Wahlergebnis gesondert für jeden Wahlbereich fest: 
1. die Zahl der Wahlberechtigten, 
2. die Zahl der Wählerinnen und Wähler, 
3. die Zahl der ungültigen Stimmzettel, 
4. die Zahl der gültigen Stimmzettel, 
5. die Zahl der Stimmen, die auf die einzelnen Wahlvorschläge insgesamt 

und auf die einzelnen Kandidierenden entfallen sind, 
6. die gewählten Vertreterinnen und Vertreter und Ersatzleute, 
7. das Zustandekommen oder Nichtzustandekommen der Wahl. 
 
(2) 1Bei Listenwahl werden die einer Gruppe zustehenden Sitze den einzelnen 
Wahlvorschlägen nach der Reihenfolge der Höchstzahlen zugeteilt, die sich 
durch Vollrechnung, Halbteilung, Drittelung u.s.w. der Zahl der für die einzel-
nen Wahlvorschläge abgegebenen Stimmen ergeben (d’Hondt). 2Die danach 
einem Listenwahlvorschlag zustehenden Sitze erhalten die Kandidierenden 
dieses Wahlvorschlags, die die höchste Stimmenzahl erreicht haben, nach 
der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl. 3Sind auf einen Wahlvorschlag mehr Sitze 
entfallen, als Kandidierende benannt sind, so werden die freien Sitze unter 
Fortführung der Berechnung nach Satz 1 auf die übrigen Wahlvorschläge ver-
teilt. 4Kandidierende eines Listenwahlvorschlages, die keinen Sitz erhalten, 

sind nach der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl Ersatzleute und rücken für die 
gewählten Kandidierenden nach, wenn diese vorzeitig aus dem betreffenden 
Kollegialorgan ausscheiden. 5Bei gleicher Stimmenzahl und, wenn auf Kandi-
dierende keine Stimme entfallen ist, entscheidet die Reihenfolge der Kandi-
dierenden innerhalb eines Listenwahlvorschlags. 6Wenn eine Liste ausge-
schöpft ist, rückt die erste Person des Wahlvorschlags nach, auf die nach 
Satz 1 ein weiterer Sitz entfallen würde. 
 
(3) 1Listenverbindungen sind wie Listenwahlvorschläge zu behandeln. 2Abs. 2 
gilt entsprechend. 
 
(4) 1Bei Mehrheitswahl werden die der Gruppe zustehenden Sitze auf die Kan-
didierenden nach der Reihenfolge der auf sie entfallenen Stimmen mit der 
höchsten Stimmenzahl beginnend verteilt. 2In gleicher Weise werden die Er-
satzleute bestimmt. 
 
(5) 1Wahlvorschläge (gesamte Listen bzw. Einzelwahlvorschläge), die keine 
Stimme erhalten haben, sind bei der Sitzverteilung und beim Nachrücken 
nicht zu berücksichtigen. 2Wenn in den Fällen der Absätze 2 bis 4 gleiche 
Höchstzahlen oder Stimmenzahlen vorliegen, entscheidet das Los. 
 
(6) 1Gehören einer Gruppe zum Zeitpunkt der Wahl nicht mehr wahlberechtig-
te Hochschulmitglieder an, als Vertreterinnen oder Vertreter zu entsenden 
sind, so sind diese im Falle einer Kandidatur ohne Wahl Mitglieder des betref-
fenden Gremiums; in die Feststellung des Wahlergebnisses sind diese Hoch-
schulmitglieder aufzunehmen. 
 
(7 1Die Wahlen sind für das gesamte Kollegialorgan zustande gekommen, 
wenn mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder gewählt worden 
ist; sie ist für eine Gruppe eines Kollegialorgans zustande gekommen, wenn 
mehr als die Hälfte der Vertreterinnen und Vertreter dieser Gruppe gewählt 
worden ist. 2Soweit eine Wahl nicht zustande gekommen ist, sind die Ge-
schäfte nach Ablauf der Amtszeit von den bisherigen Vertreterinnen und Ver-
tretern bis zum Beginn der neuen Amtszeit fortzuführen. 
 
(8) 1Der Wahlausschuss hat das Wahlergebnis der Wahl zu den Kollegialorga-
nen festzustellen. 2Die Wahlleitung macht das Wahlergebnis unverzüglich öf-
fentlich bekannt; dabei ist auf die Möglichkeit hinzuweisen, nach § 20 Abs. 1 
Einspruch einzulegen, unter Angabe der Einspruchsfrist und der Stelle, bei 
der Einspruch einzulegen ist. 3Die gewählten Mitglieder und die Ersatzleute 
sind von der Wahlleitung schriftlich zu benachrichtigen. 4Auch die Vorsitzen-
den der jeweiligen Gremien werden schriftlich von der Wahlleitung benach-
richtigt; ihnen obliegt es, im Falle des Nachrückens die jeweiligen Ersatzleute 
zu benachrichtigen.  
 
 

§ 17 
Nach-, Ergänzungs- und Neuwahl 

(1) 1Eine Nachwahl findet statt, wenn 
1. in einzelnen Gruppen eine Wahl nicht durchgeführt worden ist, weil die 

Zahl der Wahlberechtigten zunächst die Zahl der zu besetzenden Sitze 
nicht überstieg, wenn jedoch am Ende des Wahlzeitraums (Feststellung 
des Wahlergebnisses) die Zahl der Wahlberechtigten über die Zahl der 
der Gruppe zustehenden Sitze gestiegen ist und die Durchführung der 
Nachwahl von einer oder einem Wahlberechtigten dieser Gruppe bean-
tragt wird, 

2. in einzelnen Wahlbereichen die Wahl nicht durchgeführt worden ist, weil 
das Wahlverfahren auf Grund eines Beschlusses des Wahlausschusses 
wegen eines Verstoßes gegen Wahlrechtsvorschriften unterbrochen ist, 

3. Verstöße gegen Wahlrechtsvorschriften sich auf das Wahlergebnis aus-
gewirkt haben oder ausgewirkt haben können, 

4. nach der Feststellung des Wahlergebnisses die Wahl gem. § 16 Abs. 7 
nicht zustande gekommen ist; es sei denn, dass bereits eine Wiederho-
lung der Wahlausschreibung oder eine Nachwahl erfolgt ist. 
 



 
7 
 

  

Leuphana Gazette Nr. 22/13 • 30. Juli 2013 

2Wenn eine Nachwahl notwendig ist, stellt dies der Wahlausschuss fest; zu-
gleich bestimmt er, auf welche Wahlbereiche die Nachwahl sich erstreckt. 
2Dieser Beschluss ist in der erneuten Wahlausschreibung öffentlich bekannt 
zu machen. 3Die Nachwahl kann vor Abschluss der verbundenen Wahl vorbe-
reitet werden. 
 
(2) 1Eine Ergänzungswahl findet statt, wenn während der Amtszeit eines Kol-
legialorgans eines seiner Mitglieder ausscheidet und keine Ersatzleute mehr 
nachrücken können. 2Eine entsprechende Feststellung hat das betreffende 
Kollegialorgan zu treffen. 3Eine Ergänzungswahl findet nicht statt, wenn  
1. die Zahl der Gruppenvertreterinnen oder Gruppenvertreter in dem Kolle-

gialorgan mehr als die Hälfte der vorgeschriebenen Zahl beträgt oder 
2. nur noch eine Sitzung des Kollegialorgans in der laufenden Wahlperiode 

zu erwarten ist oder  
3. die Wahl nicht mehr in einem angemessenen Zeitraum vor Ablauf der 

Wahlperiode durchgeführt werden kann  
 
(3) 1Für Nach- und Ergänzungswahlen gelten die für die verbundenen Wahlen 
von Kollegialorganen getroffenen Regelungen. 2Die Wahlleitung kann im Ein-
zelfall im Einvernehmen mit dem Wahlausschuss davon abweichende Best-
immungen über Fristen und andere Zeitbestimmungen sowie über Bekannt-
machungen treffen, soweit gewährleistet ist, dass die Betroffenen ausrei-
chend Gelegenheit erhalten, von der Wahlausschreibung und Wahlbekannt-
machung Kenntnis zu nehmen sowie Einsprüche und Vorschläge einzu-
reichen. 3Die Entscheidung ist öffentlich bekannt zu machen. 4Die Abstim-
mung kann in einer Wahlversammlung erfolgen. 5Die Nachwahlen erstrecken 
sich auf alle Sitze, die der betroffenen Gruppe in dem Kollegialorgan zu-
stehen; das Mandat der bisherigen Vertreterinnen oder Vertreter dieser Grup-
pe erlischt erst, wenn das Kollegialorgan nach der Feststellung des Ergebnis-
ses der Nachwahl das erste Mal zusammentritt. 6Ergänzungswahlen erstre-
cken sich nur auf die vakanten Sitze.  
 
(4) 1Eine Neuwahl findet statt, wenn ein Kollegialorgan aufgelöst ist. 2In die-
sem Fall erstreckt sich die Wahl auf alle Wahlbereiche; im Übrigen ist Absatz 
3 entsprechend anzuwenden. 3Ein Verzicht auf die Neuwahl ist nicht möglich. 
4Findet die Neuwahl später als 18 Monate nach Beginn der regelmäßigen 
Amtszeit des aufgelösten Kollegialorgans statt, so entfällt die Wahl für dieses 
Kollegialorgan bei der nächsten verbundenen Wahl; in diesem Fall ist in der 
Wahlausschreibung und der Wahlbekanntmachung zur Neuwahl darauf hin-
zuweisen, dass abweichend von der regelmäßigen Amtszeit die Mitglieder im 
neu gewählten Kollegialorgan bis zu übernächsten verbundenen Wahl amtie-
ren werden. 
 
 

§ 18 
Niederschriften 

(1) 1Niederschriften sind zu fertigen über Sitzungen des Wahlausschusses 
sowie über den Gang der Wahlhandlung. 

(2) 1Die Niederschrift muss Ort und Zeit der Sitzung bzw. Wahlhandlung, die 
Namen der Sitzungsteilnehmerinnen und Sitzungsteilnehmer und Aufsicht-
führenden mit der Zeit ihrer Anwesenheit, die Tagesordnung, den Verlauf der 
Sitzung oder Wahlhandlung und alle Beschlüsse, Zähl- und Wahlergebnisse 
und besonderen Vorkommnisse enthalten. 2Die Niederschriften sind von ei-
nem Mitglied des Wahlausschusses bzw. dessen Vertretung und der Wahllei-
tung bzw. der oder des Beauftragten zu unterzeichnen. 
 
(3) 1Die Stimmzettel und sonstigen Wahlunterlagen sind nach Feststellung 
des Wahlergebnisses zu bündeln und der Niederschrift über die Wahlhand-
lung und Auszählung beizufügen. 2Diese Wahlunterlagen sind von der Wahl-
leitung aufzubewahren. 3Sie dürfen erst nach Ablauf der Wahlperiode ver-
nichtet werden. 4Die Vernichtung ist aktenkundig zu machen. 
 

§ 19 
Fristen und öffentliche Bekanntmachungen 

(1) 1Fristen laufen nicht ab an Tagen, die für alle von der Wahl betroffenen 
Hochschulbereiche vorlesungsfrei sind. 2Samstage sowie Sonn- und Feiertage 
sowie alle Tage in den Semesterferien gelten als vorlesungsfreie Tage. 
 
(2) 1Die öffentlichen Bekanntmachungen der Wahlleitung erfolgen durch Aus-
hang. 2Dabei sind die Aushangstellen genau zu bezeichnen. 3Es ist mindes-
tens eine zentrale Aushangstelle vorzusehen; Bekanntmachungen, die ledig-
lich Teilbereiche der Hochschule betreffen, müssen nur an den zentralen Aus-
hangstellen der betroffenen Hochschulbereiche ausgehängt werden. 4Neben 
den zentralen Aushangstellen können zur besseren Information weitere Aus-
hangstellen bestimmt werden. 
 
(3) 1Die öffentliche Bekanntmachung gilt mit Ablauf des Tages als bewirkt, 
an dem der Aushang an den zentralen Aushangstellen erfolgt ist. 2Beginnend 
mit diesem Zeitpunkt soll ein vorgeschriebener Aushang mindestens eine Wo-
che dauern. 3Wenn in der Bekanntmachung Einspruchs-, Vorschlags- oder 
andere Fristen enthalten sind, darf der Aushang nicht vor Ablauf dieser Fris-
ten beendet werden. 4Kurze Unterbrechungen des Aushangs, die nicht durch 
Wahlorgane veranlasst werden, sind bei der Berechnung des Aushangzeit-
raums nicht zu berücksichtigen. 
 
(4) 1Auf jeder an einer zentralen Aushangstelle ausgehängten Ausfertigung 
der Bekanntmachung soll die Aushangstelle sowie der Beginn und das Ende 
des Aushangzeitraums vermerkt werden. 2Diese Ausfertigung der Bekannt-
machung ist mit den anderen Wahlunterlagen aufzubewahren.  
 
(5) 1Soweit ein Bekanntmachungstext außerhalb der zentralen Aushangstelle 
ausgehängt wird, ist es ohne Einfluss auf die Wirksamkeit der öffentlichen 
Bekanntmachung, wenn dieser Aushang fehlerhaft ist oder unterlassen wird. 
 
 

§ 20 
Wahlprüfung 

 (1) 1Die Wahl kann durch schriftlichen Einspruch, der die Gründe angeben 
muss, binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ange-
fochten werden. 2Der Einspruch kann nicht mit der Unrichtigkeit des Wahlbe-
rechtigtenverzeichnisses begründet werden. 3Der Wahleinspruch ist begrün-
det, wenn Wahlrechtsbestimmungen verletzt worden sind und diese Verlet-
zungen zu einer fehlerhaften Feststellung der Gewählten und der Ersatzleute 
geführt haben oder geführt haben können. 4Der Wahleinspruch der Leiterin 
oder des Leiters der Hochschule oder der Wahlleitung ist unmittelbar an den 
Wahlausschuss zu richten. 5Der Wahleinspruch anderer Hochschulmitglieder 
muss damit begründet werden, dass die Wahl Gruppenvertreterinnen oder –
vertreter betrifft, zu deren Wahl das Hochschulmitglied wahlberechtigt ist; 
ein solcher Wahleinspruch ist bei der Wahlleitung einzureichen und mit deren 
Stellungnahme unverzüglich dem Wahlausschuss zur Entscheidung vorzule-
gen. 
 
(2) 1Der Wahlausschuss kann von Amts wegen jederzeit eine Wahlprüfung 
einleiten. 
 
(3) 1Erwägt der Wahlausschuss, einem Wahleinspruch stattzugeben oder ist 
er von Amts wegen in die Wahlprüfung eingetreten, hat er diejenigen anzuhö-
ren und am Verfahren zu beteiligen, die als Gewählte oder Ersatzleute von ei-
ner Entscheidung betroffen sein können. 2Führt der Wahleinspruch zu einer 
Änderung des Wahlergebnisses, stellt der Wahlausschuss das Wahlergebnis 
entsprechend der berichtigten Auszählung neu fest. 3Kann ein richtiges 
Wahlergebnis nicht mit Sicherheit ermittelt werden, ist entsprechend § 17 
Abs. 1 Nr. 3 zu verfahren. 
 
(4) 1Die Entscheidung ist von der Wahlleitung dem Hochschulmitglied, das 
den Einspruch erhoben hat, sowie allen, die als Gewählte oder Ersatzleute 
von der Entscheidung betroffen sind, zuzustellen. 
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§ 21 
Beginn und Ende der Amtszeit; Nachrücken 

(1) 1Die regelmäßige Amtszeit der Mitglieder der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer-, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter- und MTV-Gruppe in den 
Kollegialorganen beträgt zwei Jahre, der Studierendengruppe ein Jahr. 2Die 
Amtszeit beginnt am 01. April und endet am 31. März.  3Die Grundordnung 
kann andere Amtszeiten festlegen. 
 
(2) 1Im Falle einer Ergänzungswahl beginnt die Amtszeit der neugewählten 
Mitglieder des Kollegialorgans, sobald das Kollegialorgan nach Feststellung 
des Ergebnisses der Ergänzungswahl das erste Mal zusammentritt. 2Die 
Amtszeit der neugewählten Mitglieder endet mit Beendigung der Amtszeit der 
übrigen Mitglieder des Kollegialorgans nach Absatz 1. 
 
(3) 1Im Falle einer Nachwahl gilt Absatz 2 entsprechend. 2Das Mandat der 
bisherigen Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe, für die eine Nachwahl er-
folgt ist, erlischt erst, wenn das Kollegialorgan nach der Feststellung des Er-
gebnisses der Nachwahl das erste Mal zusammentritt. 
 
(4) 1Im Falle einer Neuwahl nach Auflösung eines Kollegialorgans beginnt die 
Amtszeit der neugewählten Mitglieder mit dem Zusammentritt des neuge-
wählten Kollegialorgans nach Feststellung des Ergebnisses der Neuwahl. 
2Ihre Amtszeit endet zu demselben Zeitpunkt, an dem die Amtszeit des aufge-
lösten Kollegialorgans geendet hätte, es sei denn, dass die Neuwahl erst 
nach 18 Monaten nach Beginn der regelmäßigen Amtszeit des aufgelösten 
Kollegialorgans stattfindet; in diesem Fall endet die Amtszeit zu dem Zeit-
punkt, an dem die Amtszeit eines bei der nächsten verbundenen Wahl ge-
wählten Kollegialorgans enden würde. 
 
(5) 1Die Amtszeit der Mitglieder, die als Ersatzleute nachrücken, beginnt mit 
der Feststellung des Nachrückens. 2Ihre Amtszeit endet mit der Beendigung 
der Amtszeit der übrigen Mitglieder des Kollegialorgans. 
 
(6) 1Abweichend von Absatz 1 sollen die neugewählten Fakultätsräte jeweils 
unverzüglich nach Feststellung des Wahlergebnisses das erste Mal zusam-
mentreten, um den Dekan sowie Kommissionen und Ausschüsse zu wählen. 
 
 

§ 22 
Stellvertretung 

1Die Mitglieder der Gremien nach § 1 werden im Falle ihrer Verhinderung von 
den Kandidierenden vertreten, die im Falle des vorzeitigen Ausscheidens von 
Mitgliedern als Ersatzleute nachrücken würden.   
 

 
§ 23 

Inkrafttreten 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe im amtlichen Mittei-
lungsblatt „Gazette“ in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Neubekanntmachung der 
Wahlordnung der Leuphana Universität Lüneburg vom 18. November 2009 
außer Kraft. 
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2. 
Dritte Änderung der fachspezifischen Anlage Nr. 6.11  

Major Wirtschaftsinformatik zur  
Rahmenprüfungsordnung für den Leuphana Bachelor 

 
Aufgrund des § 44 Abs. 1 Satz 2 NHG hat der Fakultätsrat der Fakultät Wirt-
schaftswissenschaften am 12. Juni 2013 folgende Änderungen der Anlage Nr. 
6.11 Major Wirtschaftsinformatik vom 26. Mai 2010 (Leuphana Gazette Nr. 
11/10), zuletzt geändert am 5. März 2013 (Leuphana Gazette Nr. 11/13 vom 29. 
Mai 2013) zur Rahmenprüfungsordnung der Leuphana Universität Lüneburg für 
den Leuphana Bachelor vom 19. September 2007 (Leuphana Gazette Nr. 08/07 
vom 04. Oktober 2007), zuletzt geändert am 18. Juli 2012 (Leuphana Gazette 
Nr. 09/12 vom 24. August 2012), beschlossen. Das Präsidium der Leuphana 
Universität Lüneburg hat die Anlage am 03. Juli 2013 gem. § 37 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 5b) und § 44 Abs. 1 Satz 3 NHG genehmigt.  
 
 

A B S C H N I T T  I  
 

1. Zu § 3 Abs. 2: 
a. Die „Modulübersicht Major Wirtschaftsinformatik“ wird wie folgt geän-

dert: 
i. Im Modul „Wahlpflichtmodul III (***) (Ma-WI-12a-b) 5 CP“ wird 

die Zahl „III“ durch die Zahl „IV“ ersetzt und ein vierter Stern in 
der Klammer hinzugefügt. 

ii. Das Modul „Wahlpflichtmodul II: Methodische und technologische 
Grundlagen (**) 5 CP“ wird gestrichen und durch das Modul 
„Wahlpflichtmodul III (**) (Ma-WI-9b-f) 5 CP“ ersetzt. 

iii. Das Modul „Formale Methoden (Ma-WI-10a) 5 CP“ wird gestrichen 
und durch das Modul „Spezialthemen der Wirtschaftsinformatik 
(Ma-WI-11) 5 CP“ ersetzt. 

iv. Das Modul „Wahlpflichtmodul I: Methodische und technologische 
Grundlagen (**) 5 CP“ wird gestrichen und durch das Modul 
„Wahlpflichtmodul II (**) (Ma-WI-9a-f) 5 CP“ ersetzt. 

v. Das Modul „Datenstrukturen und Algorithmen (Ma-WI-7) 5 CP“ 
wird gestrichen und durch das Modul „Wahlpflichtmodul I (***): 
Formale Methoden (Ma-WI-10a-b) 5 CP“ ersetzt. 

vi. Das Modul „Mathematik/Statistik für Wirtschaftsinformati-
ker_innen (Ma-WI-10b) 5 CP“ wird gestrichen und durch das Mo-
dul „Datenstrukturen und Algorithmen (Ma-WI-7) 5 CP“ ersetzt. 

b. Nach dem Absatz „(*) Projekt Informationssysteme I und II: […]“ wird 
der Absatz „(***) Wahlpflichtmodul I: Formale Methoden: Wahl von 1 
aus 2 Modulen 

- Formale Methoden (Ma-WI-10a) 
- Mathematik/Statistik für Wirtschaftsinformatiker_innen (Ma-

WI-10b)“  
hinzugefügt. 

c. In der Überschrift „(**) Wahlpflichtmodul I und II“ werden die Worte „I 
und II“ durch die Worte „II und III“ ersetzt. 

d. In dem Satz „Es werden Module aus dem folgenden Katalog von 7 Mo-
dulen angeboten: […].“ wird die Zahl „7“ durch die Zahl „6“ ersetzt. 

e. In der Aufzählung wird das Modul “Spezialthemen der Wirtschaftsin-
formatik (Ma-WI-11)” gestrichen. 

f. In der Überschrift „(***) Wahlpflichtmodul III“ wird die Zahl „III“ 
durch die Zahl „IV“ ersetzt und ein vierter Stern in der Klammer hinzu-
gefügt. 
 

2. Die Modultabelle „Major Wirtschaftsinformatik“ wird wie folgt geändert: 
a. Das Modul „Datenstrukturen und Algorithmen (Ma-WI-7)“  wird hinter 

das Modul „Methodik der Anwendungsentwicklung (Ma-WI-5)“ ver-
schoben.  

b. Das Modul „Formale Methoden (Ma-WI-10a)“ wird vor das Modul „Ma-
thematik/Statistik für Wirtschaftsinformatiker_innen (Ma-WI-10b)“ 
verschoben. 

c. Vor dem Modul „Formale Methoden (Ma-WI-10a)“ wird die Zwischen-
überschrift „Wahlpflichtmodul I: Formale Methoden Wahl von 1 aus 2 
Modulen“ eingefügt. 

d. In der Zwischenüberschrift „Wahlpflichtmodul I und II: Methodische 
und technologische Grundlagen Wahl von 2 aus 7 Modulen“ werden 
die Worte „I und II“ durch die Worte „II und III“ ersetzt. Die Worte „: 
Methodische und technologische Grundlagen“ werden gestrichen. Die 
Zahl „7“ wird durch die Zahl „6“ ersetzt. 

e. In der Zwischenüberschrift „Wahlpflichtmodul III Wahl von 1 aus 2 
Modulen“ wird die Zahl „III“ durch die Zahl „IV“ ersetzt. 

 
 

A B S C H N I T T  I I  
 
Die vorstehenden Änderungen in Abschnitt I treten nach Genehmigung durch 
das Präsidium der Leuphana Universität Lüneburg am 01.10.2013 für die Stu-
dierenden in Kraft, die ihr Studium vor dem 01.10.2012 aufgenommen haben. 
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3. 
Neubekanntmachung der fachspezifischen Anlage Nr. 

6.11 Major Wirtschaftsinformatik zur  
Rahmenprüfungsordnung für den Leuphana Bachelor  

unter Berücksichtigung der ersten Änderung vom 11. Mai 
und 08. Juni 2011, der zweiten Änderung vom 05. März 
2013 und der dritten Änderung vom 12. Juni 2013 für  

Studienbeginn vor dem 01. Oktober 2012 
 

Das Präsidium der Leuphana Universität Lüneburg gibt nachstehend den Wort-
laut der fachspezifischen Anlage Nr. 6.11 Major Wirtschaftsinformatik vom 26. 
Mai 2010 (Leuphana Gazette Nr. 11/10 vom 03. August 2010) in der nunmehr 
geltenden Fassung unter Berücksichtigung der ersten Änderung vom 11. Mai 

2011 und 08. Juni 2011 (Leuphana Gazette Nr. 15/11 vom 01. September 
2011), der zweiten Änderung vom 05. März 2013 (Leuphana Gazette Nr. 11/13 
vom 29. Mai 2013) und der dritten Änderung vom 12. Juni 2013 (Leuphana Ga-
zette Nr. 22/13 vom 30. Juli 2013), sowie redaktioneller Änderungen, die den 
Inhalt nicht verändern, zur Rahmenprüfungsordnung für den Leuphana Ba-
chelor vom 19. September 2007 (Leuphana Gazette Nr. 08/07 vom 4. Oktober 
2007), zuletzt geändert am 18. Juli 2012 (Leuphana Gazette Nr. 09/12 vom 24. 
August 2012) bekannt. 
 
Die Regelungen der Rahmenprüfungsordnung der Leuphana Universität Lüne-
burg für den Leuphana Bachelor werden wie folgt ergänzt: 
 
Zu § 3 Abs. 2 
Näheres zum Aufbau und zum Inhalt des Majors, weitere Wahlleistungen 

 
Modulübersicht Major Wirtschaftsinformatik (gem. der Studienstruktur des Leuphana Bachelors) 
6

. 

Bachelor-Arbeit 

(Ma-WI-13) 
15 CP 

Wahlpflichtmodul IV (****) 

(Ma-WI-12a-b) 
5 CP 

Komplementär Komplementär 

5

. 

Projekt Informationssysteme 

II (*) 
(Ma-WI-8a-e) 

5 CP 

Wahlpflichtmodul III (**) 

(Ma-WI-9a - f) 
5 CP 

Spezialthemen der Wirt-

schaftsinformatik 
(Ma-WI-11) 

5 CP 

Minor Minor Komplementär 

4
. 

Projekt Informationssysteme 
I (*) 

(Ma-WI-8a-e) 

5 CP 

Wahlpflichtmodul II (**) 
(Ma-WI-9a - f) 

5 CP 

 Wahlpflichtmodul I (***) 
Formale Methoden 

(Ma-WI-10a - b) 

5 CP 

Minor Minor Komplementär 

3
. 

Betriebliche  
Standardsoftware 

(Ma-WI-4) 

5 CP 

Methodik der  
Anwendungsentwicklung 

(Ma-WI-5) 

5 CP 

Softwaretechnik 
(Ma-WI-6) 

5 CP 

Datenstrukturen und  
Algorithmen 

(Ma-WI-7) 

5 CP 

Minor Komplementär 

2

. 

Modellierung von  

Geschäftsprozessen 

(Mi-WInf-1) 
5 CP 

Datenbanken 

(Ma-WI-1) 

5 CP 

Rechnerarchitekturen und 

Betriebssysteme 

(Ma-WI-2) 
5 CP 

Programmierung 

(Ma-WI-3) 

5 CP 

Minor Komplementär 

1

. 

Leuphana Semester Leuphana Semester Leuphana Semester Leuphana Semester 

Leuphana Semester 

 
 

 Major (Ma) 

 Minor (Mi) 

 Leuphana Semester/Komplementärstudium (LS/KS) 

 
 
(*) Projekt Informationssysteme I und II:  
Wahl von 2 Modulen. Es werden Module aus dem folgenden Katalog von 5 Mo-
dulen angeboten: 
- Betriebliche Informationssysteme im Rechnungswesen (Ma-WI-8a) 
- Betriebliche Informationssysteme im Marketing (Ma-WI-8b) 
- Betriebliche Informationssysteme im E-Business (Ma-WI-8c) 
- ERP-Systeme (Ma-WI-8d) 
- Projekt Informationssysteme (Ma-WI-8e) 
 
(***) Wahlpflichtmodul I: Formale Methoden: Wahl von 1 aus 2 Modulen 
- Formale Methoden: Theoretische Informatik (Ma-WI-10a) 
- Formale Methoden: Mathematik/Statistik für Wirtschaftsinformati-

ker_innen 
 

(**) Wahlpflichtmodul II und III: 
Wahl von 2 Modulen. Es werden Module aus dem folgenden Katalog von 6 Mo-
dulen angeboten: 
- IT-Projektmanagement (Ma-WI-9a) 
- Internettechnologie (Ma-WI-9b) 
- Verteilte Systeme (Ma-WI-9c) 
- Informationsmanagement (Ma-WI-9d) 
- Wissensmanagement (Ma-WI-9e) 
- Praktische Anwendungsentwicklung (Ma-WI-9f) 
 
(****) Wahlpflichtmodul IV: 
Wahl von 1 aus 2 Modulen: 

- Vertiefung der Wirtschaftsinformatik (Ma-WI-12a) 
- Praktikum (Ma-WI-12b) 
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Bis zu 60 zusätzliche Credit Points (CP) aus dem gesamten Bachelorangebot 
können im Rahmen des Studiums als weitere Wahlleistungen gemäß § 3 Abs. 
2, Satz 3 RPO erworben werden. Die Studierenden müssen bei der Anmeldung 
angeben, ob das entsprechende Modul als Pflicht- oder als weitere Wahlleis-
tung angerechnet werden soll. Bei der Vergabe von Seminarplätzen haben die 
Studierenden Priorität, die in dem entsprechenden Major, Minor oder Unter-
richtsfach eingeschrieben sind. 
 
Zu §3 Absatz 4: 
Praktische Studienphasen 
Im 6. Semester kann anstelle des Moduls Vertiefung der Wirtschaftsinformatik 
ein betreutes Praktikum absolviert werden, welches einem Praxisaufenthalt von 

4 Wochen entspricht. Es wird empfohlen die Praxisphase durch zwei Module des 
Themenfeldes Projekte und Praxis des Komplementärstudiums zu ergänzen, so 
dass insgesamt eine Praxisphase von mindestens 10 Wochen durchgeführt 
wird.  
 
Zu § 4 
Festlegung des akademischen Grades 
Es wird der akademische Grad Bachelor of Science (B. Sc.) verliehen. 

 
Major Wirtschaftsinformatik 

Modul Inhalt Veranstaltungsformen 
(Art, Anzahl und SWS) 

Modulanforderungen 
Studien- und Prü-
fungsleistung  

CP Kommentar 

Rechnerarchitekturen und Be-
triebssysteme 
Computer Architecture and Opera-
ting Systems 
(Ma-WI-2) 

Aufbau von Rechnersystemen, grundle-
gende Konzepte von Betriebssystemen 
(Prozesskonzept, Nebenläufigkeit und ihre 
Auswirkungen, Serialisierungsmechanis-
men, Task-, Speicher-, Daten-, Jobma-
nagement, Sicherheitsfragen) 

1 Vorlesung (4) PL: Klausur (90) oder  
 
Hausarbeit  

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 

Programmierung 
Programming 
(Ma-WI-3) 

Programmiermethodik, Programmiertech-
nik, objektorientierte Programmierung, 
Einführung in entsprechende Program-
miersprache 

1 Vorlesung (2) und 
1 Übung (2) 
 

SL: Übungsteilnahme 
 
PL: Klausur (90) oder  
 
Hausarbeit  

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 

Modellierung von Geschäftspro-
zessen 
Business Process Modelling 
(Mi-WInf-1) 

Methoden und Werkzeuge der Geschäfts-
prozessmodellierung, Methoden der Ge-
schäftsprozessoptimierung unter Berück-
sichtigung von Standardsoftwaresyste-
men 

1 Vorlesung (2) und 
1 Übung (2) 
 

SL: Übungsteilnahme 
 
PL: Klausur (90) oder  
 
Referat  

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 

Datenbanken 
Databases 
(Ma-WI-1) 

Datenbankarchitekturen, Datenbankspra-
chen und Programmierkonzepte, Daten-
bankentwurf, Grenzen von Datenbank-
technologien und -komponenten 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 
 

SL: Übungsteilnahme 
 
PL: Klausur (90) 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 

Softwaretechnik 
Software Technology 
(Ma-WI-6) 

Prinzipien, Methoden und Werkzeuge zur 
Entwicklung großer Softwaresysteme, 
grundlegende Begriffe des Softwareengi-
neerings, der Projektmanagementtechni-
ken sowie der Daten- und Funktionsmo-
dellierung in allen Phasen des Entwick-
lungsprozesses 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 
 

SL: Übungsteilnahme 
 
PL: Projektarbeit oder 
 
Klausur (90) 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 

Betriebliche Standardsoftware 
Standard Software for Businesses 
(Ma-WI-4) 

Aufgaben, Merkmale und Einsatz betrieb-
licher Standardsoftware (ERP-Systeme), 
Marktübersicht über ERP-Systeme, Fall-
studien zu ausgewählten Prozessen, An-
passung von ERP-Systemen 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 

SL: Übungsteilnahme 
 
PL: Projektarbeit oder 
 
Klausur (90) 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 

Methodik der Anwendungsent-
wicklung 
Application Development Methodo-
logy 
(Ma-WI-5) 

Prinzipien, Methoden und Verfahren für 
die Analyse, den Entwurf, die Konstruktion 
und den Test von Anwendungssystemen  

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 

PL: Klausur (90) 5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
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Modul Inhalt Veranstaltungsformen 
(Art, Anzahl und SWS) 

Modulanforderungen 
Studien- und Prü-
fungsleistung  

CP Kommentar 

Datenstrukturen und Algorithmen 
Data Structures and Algorithms 
(Ma-WI-7) 

Grundlegende Datenstrukturen und Prin-
zipien des Algorithmenentwurfs, Methoden 
zur Analyse von Kosten bezüglich Laufzeit 
und Speicherplatzbedarf, anwendungsori-
entierte Basisalgorithmen (Sortierverfah-
ren, Algorithmen auf Graphen, Optimie-
rungsprobleme), allgemeine Problemlö-
sungsstrategien 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 

PL: Klausur (90) 5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 

Wahlpflichtmodul I: Formale Methoden 
Wahl von 1 aus 2 Modulen 

 Formale Methoden 
Formal Methods (Ma-WI-10a) 

Theoretische Informatik, Graphentheorie 
oder andere Themen aus dem Bereich 
formaler Methoden 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 

PL: Klausur (90) oder 
 
Referat 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

 Mathematik/Statistik für Wirt-
schaftsinformatiker_innen 
Mathematics/Statistics for Bu-
siness Informatics (Ma-WI-10b) 

Ausgewählte Themen der Analysis, Diskre-
te Mathematik, Ausgewählte Themen der 
Linearen Algebra, Beschreibende und 
Schließende Statistik. 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 

PL: Klausur (90) oder 
 
Referat 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

Projekt Informationssysteme I und II 
Wahl von 2 aus 5 Modulen 

 Betriebliche Informationssys-
teme im Rechnungswesen 
Business Information Systems 
in Accounting 
(Ma-WI-8a) 

Aufgaben und Strukturen eines betriebli-
chen Informationssystems im Rech-
nungswesen, Vermittlung praktischer Er-
fahrungen in der Konzeption und Entwick-
lung eines entsprechenden Anwendungs-
systems 

1 Projekt (4) PL: Projektarbeit 5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

 Betriebliche Informationssys-
teme im Marketing 
Business Information Systems 
in Marketing 
(Ma-WI-8b) 

Aufgaben und Strukturen eines betriebli-
chen Informationssystems im Marketing, 
Vermittlung praktischer Erfahrungen in 
der Konzeption und Entwicklung eines 
entsprechenden Anwendungssystems 

1 Projekt (4) PL: Projektarbeit 5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

 Betriebliche Informationssys-
teme im E-Business 
Business Information Systems 
in E-Business 
(Ma-WI-8c) 

Aufgaben und Strukturen eines betriebli-
chen Informationssystems im EBusiness, 
Vermittlung praktischer Erfahrungen in 
der Konzeption und Entwicklung eines 
entsprechenden Anwendungssystems 

1 Projekt (4) PL: Projektarbeit 5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

 ERP-Systeme 
ERP-Systems 
(Ma-WI-8d) 

Aufgaben und Strukturen eines betriebli-
chen ERP-Systems, Vermittlung prakti-
scher Erfahrungen in der Konzeption und 
Entwicklung eines entsprechenden An-
wendungssystems 

1 Projekt (4) PL: Projektarbeit 5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

 Projekt Informationssysteme 
Project Information Systems 
(Ma-WI-8e) 

Aufgaben und Strukturen von Informati-
onssystemen, Vermittlung praktischer Er-
fahrungen in der Konzeption und Entwick-
lung eines entsprechenden Anwendungs-
systems, z.B. im Bereich des E-Business, 
des Green-IS oder der E-Health.  

1 Projekt (4) PL: Projektarbeit 5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

Wahlpflichtmodul II und III  
Wahl von 2 aus 6 Modulen 

 IT-Projektmanagement 
IT Project Management 
(Ma-WI-9a) 

Tiefgehende Kenntnisse über IT-
Projektmanagement (Software- und 
Hardware Projekte), Kenntnisse über die 
soziologischen und psychologischen Rah-
menbedingungen bei IT-Projekten, Erar-
beitung von Lösungen bei Fallbeispielen 

1 Integrierte Veran-
staltung (4)  

SL: Übungsteilnahme 
 
PL: Referat oder  
 
Hausarbeit (ca. 20 
Seiten 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
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Modul Inhalt Veranstaltungsformen 
(Art, Anzahl und SWS) 

Modulanforderungen 
Studien- und Prü-
fungsleistung  

CP Kommentar 

 Internettechnologie 
Internet Technology 
(Ma-WI-9b) 

Technologien und Werkzeuge für das E-
Business 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 

SL: Übungsteilnahme 
 
PL: Projektarbeit oder  
 
Referat  

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

 Verteilte Systeme 
Distributed Systems 
(Ma-WI-9c) 

Systemmodelle und Sichten verteilter Sys-
teme, Zeit- und Nebenläufigkeit, Replika-
tion, Mobilität, Transaktionen, Middle-
ware, Selbstkonfiguration, Anwendungen 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 
 

PL: Projektarbeit oder 
 
Klausur (90) 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

 Informationsmanagement 
Information Management 
(Ma-WI-9d) 

Informationsverarbeitung aus Sicht der 
Unternehmensführung/ des CIO: Strate-
gie-, Organisations- und Führungsent-
scheidungen, IT als Business, IuK-
Technologie inkl. aktueller Themen und 
Technologien des Informationsmanage-
ment im WWW 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) oder  
 
1 Seminar (4) 

PL: Hausarbeit (ca. 
20 Seiten) oder  
 
2 Assignments 
 

5 Präsenz /Selbstlernen  
56/94 
 
 

 Wissensmanagement 
Knowledge Management 
(Ma-WI-9e) 

Basismodelle und -konzepte des Wis-
sensmanagements, Ziele, Aufgaben, Im-
plementierung, Methoden, Werkzeuge und 
IT- Unterstützung, aktuelle Tendenzen 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) 

PL: Klausur (90) oder  
 
Referat  

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

 Praktische Anwendungsent-
wicklung 
Practical Application Develop-
ment 
(Ma-WI-9f) 

Modellierung und Implementation mehr-
schichtiger Anwendungssoftware, Einsatz 
von Entwurfsmustern und Notationsfor-
men, Transformation eines Softwareent-
wurfsmodells in ein Programm, Erstellung 
einer Projektdokumentation 

1 Projekt (4) PL: Projektarbeit oder 
 
Klausur (90) 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 
 
 

Spezialthemen der  
Wirtschaftsinformatik 
Selected Issues in Information Sys-
tems (Ma-WI-11) 

Ausgewählte vertiefende oder aktuelle 
Themen aus der Wirtschaftsinformatik 

1 Seminar (4) PL: Referat oder 
 
Projektarbeit 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 

Wahlpflichtmodul IV 

Wahl von 1 aus 2 Modulen 

 Vertiefung der Wirtschaftsin-
formatik 
Advanced Information Systems 
(Ma-WI-12a) 

Erkennen, Verstehen und Bewerten von 
innovativen Ansätzen für den Einsatz von 
Informations- und Kommunikationstech-
nik in Wirtschaft und Verwaltung 

1 Seminar (4) PL: Referat oder  
 
Hausarbeit (ca. 20 
Seiten) oder  
 
Klausur (90) 

5 Präsenz /Selbstlernen 
56/94 

 Praktikum 
Internship 
(Ma-WI-12b) 

Anwendung des Wissens in der Praxis Pra-
xisphase 

Praxisphase (4 Wo-
chen) und  
 
1 Seminar (1) 
 

PL: Praxisbericht 5 
 

Präsenz/Selbstlernzeit 
14/136 
(ergänzt durch zwei be-
gleitende Module des 
Komplementärstudiums 
mit je 14/136 bei 10 
Wochen Praxisphase) 

Bachelor-Arbeit  
Bachelor Thesis  
(Ma-WI-13) 

Wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit einem festgelegten Thema und 
schriftliche Ausarbeitung innerhalb von 9 
Wochen mit anschließendem Prüfungsge-
spräch (12 CP).  
Teilnahme am Seminar (3 CP) 

1 Seminar (1) SL: Präsentation 
 
PL gemäß RPO: Ba-
chelor-Arbeit und  
Prüfungsgespräch  

15 Präsenz/Selbstlernen 
14/436 
 
9 Wochen Bearbei-
tungszeit  

 
Übergangsvorschrift zur dritten Änderung vom 12. Juni 2013 
Die Änderungen der fachspezifischen Anlage treten zum 01.10.2013 für die 
Studierenden in Kraft, die ihr Studium vor dem 01.10.2012 aufgenommen 
haben.  
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4. 
Fachspezifische Anlage 6.16 Major Digital Media zur 
Rahmenprüfungsordnung für den Leuphana Bachelor 

 

Das Präsidium der Leuphana Universität Lüneburg gibt nachsstehend den 
Wortlaut der fachspezifischen Anlage 6.16 Major Digital Media vom 08. Mai 
2013  (Leuphana Gazette Nr. 22/13) zur Rahmenprüfungsordnung der 
Leuphana Universität Lüneburg für den Leuphana Bachelor vom 19. Septem-

ber 2007 (Leuphana Gazette Nr. 08/07), zuletzt geändert am 8. Juli 2012  
(Leuphana Gazette Nr. 09/12) bekannt. Das Präsidium der Leuphana Univer-
sität Lüneburg hat die fachspezifische Anlage gem. § 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 
5b) NHG am 08. Mai 2013 genehmigt. 

Zu § 3 Abs. 2 
Näheres zum Aufbau und zum Inhalt des Major, zulässige Kombinationen, 
weitere Wahlleistungen 

 
Modulübersicht Major Digital Media (gem. der Studienstruktur des Leuphana Bachelor)  

6. 

Forschungskolloquium 
(Research Colloquium) 

10 CP 

Bachelor-Arbeit inkl. Prüfungsgespräch 15 CP 
Komplementär Komplementär 

5. Aktuelle Theorien der 
Medienwissenschaft 

(Recent Developments 
in Media Theory) 

5 CP 

Ökonomie digitaler Me-
dien 

(Economy of Digital Me-
dia) 
5 CP 

Minor Minor Komplementär 

4. 

Netzkritik 
(Net Criticism) 

5 CP 

Agenten und Oberflä-
chen 

(Agents and Interfaces) 
5 CP 

Digitale Medienpraxis 
III 

(Practical Experience in 
Digital Media III) 

5 CP 

Minor Minor Komplementär 

3. 

Geschichte und Epis-
temologie Digitaler Me-

dien 
(History and Epistemo-
logy of Digital Media) 

10 CP 
 

Medienkultur 
(Media Cultures) 

10 CP 

Digitale Medienpraxis II 
(Practical Experience in 

Digital Media II) 
5 CP 

Technische Grundlagen 
II 

(Technological Basics 
II) 

5 CP 

Minor Komplementär 

2. Digitale Medienpraxis I 
(Practical Experience in 

Digital Media II) 
5 CP 

Technische Grundlagen 
I 

(Technological Basics I) 
5 CP 

Minor Komplementär 

1. Leuphana Semester Leuphana Semester Leuphana Semester Leuphana Semester 

Leuphana Semester 

 

 Major 

 Minor 

 Leuphana Semester/ Komplementärstudium 

 
Bis zu 60 zusätzliche CP können aus dem gesamten Fächerkanon des Colle-
ges im Rahmen des Studiums erworben werden (weitere Wahlleistungen ge-
mäß § 3 Abs. 2 Satz 3 RPO). Diese Credit Points sind nicht Teil der Bonus-
/Malus-Punkte-Regelung (§ 13 RPO). Die Studierenden müssen bei der An-
meldung angeben, dass das entsprechende Modul als weitere Wahlleistung 
angerechnet werden soll. 
Der Major Digital Media wird in englischer Sprache angeboten; Lehr- und Prü-
fungssprache des Majors ist englisch. 
 
Zu § 4 Akademische Grade 
Bachelor of Arts (B.A.) 
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Modultabelle Major Digital Media 

Modul  Inhalt Veranstaltungsformen 
(Anzahl, Art und SWS) 

Art und Anzahl der 
Studien- und Prü-
fungsleistungen 
(gem. § 8 RPO) 

CP Kommentar 
 

Geschichte und 
Epistemologie Digi-
taler Medien 
 
(History and Epis-
temology of Media) 
 
(Ma-DM-1) 
 

Studierende lernen Mediengeschichtsschreibung als spezifisch 
mediale Epistemologie im Spannungsfeld von Medien der Ge-
schichte und Geschichte der Medien zu verstehen. Sie erwerben 
Kompetenz in Quellenkritik und historiographischen Verfahren 
sowie Sachkompetenz anhand ausgewählter Beispiele der Me-
diengeschichte in ihrem je spezifischen mediengeographischen 
Kontext. Vermittelt werden dabei auch Zugriffe auf Macht, Kon-
trolle, Regulation und Ökonomie von und durch Medien.  

2 Seminare 
(je 2 SWS) 

PL: 1 Hausarbeit  
oder 1 Projektarbeit 

10 Präsenz- / 
Selbstlernzeit 
56/244 Stunden 

Medienkultur 
 
(Media Cultures) 
 
(Ma-DM-2) 

Die Studierenden erarbeiten sich den theoretischen Einstieg auf 
zwei Gebieten aktueller Medienkultur wie Netcultures, Sound-
cultures, Games und Gamification, Robotics/AI, Computersimu-
lation, etc. Dabei werden anhand eines Überblicks über die 
Phänomene die jeweils zugehörigen Diskurse erschlossen. 

2 Seminare 
(je 2 SWS) 

PL: 1 Referat oder  
1 Hausarbeit 
 

10 Präsenz- / 
Selbstlernzeit 
56/244 Stunden  

Digitale Me-
dienpraxis I 
 
(Practical Experi-
ence in Digital Me-
dia I) 
 
(Ma-DM-3) 

Einführung in ein Anwendungsgebiet der digitalen Medien bzw. 
Informationstechnologie mit praktischen Übungen (z.B. Audio, 
Video, Web, Datenbanken) nach Wahl der Studierenden; Phä-
nomenologie und Reflexion des Computers als Medium. 
 

1 Vorlesung (1 SWS) 
1 Übung (1 SWS),  
1 Seminar (1 SWS)  

PL: 1 Referat oder 1 
Hausarbeit 

5 Präsenz- / 
Selbstlernzeit 
42/108 Stunden 

Digitale Medienpra-
xis II 
 
(Practical Experi-
ence in Digital Me-
dia II) 
 
(Ma-DM-4) 

Die Studierenden erstellen in einem der Medien aus den Berei-
chen des Überblicks im vorausgehenden Modul (z.B. Bild, Be-
wegtbild, Text, Ton, Games, Apps, Web, Mobiles) eine Medien-
produktion incl. Konzeption und Reflexion des entsprechenden 
Vorhabens, die den Computer als Medium erschließt.  

1 Seminar 
(3 SWS) 

PL: 1 Praktische Ar-
beit 
oder 1 Projektarbeit 

5 Präsenz- / Selbst-
lernzeit 42/108 
Stunden  

Technische Grund-
lagen I 
 
(Technological Ba-
sics I) 
 
(Ma-DM-5) 

Programmierung von Digitalcomputern als zentrale digitale 
Kulturtechnik. Gestaltung von Abläufen und Oberflächen, Pro-
grammierung von Algorithmen und Interfaces mit gängigen 
Sprachen wie C++, Objective C, Java, Java Script oder PHP. 

1 Vorlesung (2 SWS) 
1 Übung (2 SWS) 

PL: 1 Projektarbeit 5 Präsenz- / 
Selbstlernzeit 
56/94 Stunden 

Technische Grund-
lagen II 
 
(Technological Ba-
sics II) 
 
(Ma-DM-6) 

Einführung Internet und soziale Netzwerke: technische Grund-
lagen des Internet, World Wide Web & digitaler Informations-
verarbeitung. Soziale Netzwerke und Grundlagen der sozialen 
Netzwerkanalyse, Netzwerkdaten und Netzwerkmetriken, Einfüh-
rung in graphentheoretische Fragestellungen, Visualisierung 
von Netzwerken. 

1 Seminar (2 SWS) 
1 Übung (2 SWS) 

PL: 2 Assignments 
oder  
1 Hausarbeit 

5 Präsenz- / 
Selbstlernzeit 
56/94 Stunden 

Netzkritik 
 
(Net Criticism) 
 
(Ma-DM-7) 

Soziale Medien und neue Massen, Politik im Netz, Formen liqui-
der Demokratie, Graswurzelbewegungen vs. Monopolisierung, 
Informationelle Selbstbestimmung, Geschichte der Netzkultur 

1 Seminar (2 SWS) 1 Referat oder 
1 Hausarbeit 

5 Präsenz- / 
Selbstlernzeit 
28/122 Stunden 
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Fortsetzung Modultabelle Major Digital Media 

Agenten und Oberflä-
chen 
 
(Agents and Inter-
faces)  
 
(Ma-DM-8) 

Methodische Verfahren und theoretische Ansätze zur sozialen 
und technischen Untersuchung von Design, Front- und Backend 
sowie Hardware digitaler Artefakte, unter Bezugnahme von An-
sätzen aus den Software-, Platform-, Design- sowie Science and 
Technology-Studies, Human Computer Interaction und der „Ger-
man Media Theory“.  

1 Seminar (2 
SWS) 

1 Referat oder  
1 Hausarbeit 

5 Präsenz- / Selbst-
lernzeit 28/122 
Stunden 

Digitale Medienpraxis 
III 
 
(Practical Experience 
in Digital Media III) 
 
(Ma-DM-9) 

Praxisorientierte Zusammenführung und Reflexion der individu-
ellen Studienschwerpunkte in einer Anwendung/Präsentation un-
ter Verwendung digitaler Medien; Erprobung von thematischen 
Clustern sowie Modellen der Präsentation und Kooperation. Er-
probung experimenteller Verfahren in der Gestaltung von Inter-
faces und ästhetischen Artefakten. 

1 Projektsemi-
nar (3 SWS) 

1 Portfolioprüfung 5 Präsenz- / Selbst-
lernzeit 42/108 
Stunden 

Aktuelle Theorien der 
Medienwissen- 
schaft 

 
(Recent Developments 
in Media Theory) 
 
(Ma-DM-10) 
 

Aktuelle Ansätze der internationalen Medienwissenschaft und in 
der „German Media Theory“ werden in Bezug zu klassischen phi-
losophischen Texten gestellt, auf die sie sich beziehen. Reflek-
tiert werden auch Chancen und Grenzen unterschiedlicher me-
thodischer Ansätze. 

1 Seminar (2 
SWS) 

1 Hausarbeit 5 Präsenz- / Selbst-
lernzeit 28/122 
Stunden 

Ökonomie digitaler 
Medien 
 
(Economy of Digital 
Media) 
 
(Ma-DM-11) 
 

Anhand von Themen wie politische Ökonomie und Geographie 
unterschiedlicher digitaler Branchen, Software im Arbeitsprozess 
oder algorithmisierte Finanzwirtschaft verstehen Studierende die 
gegenseitige Durchdringung digitaler Medien mit ökonomischen 
Prozessen, Organisations- und Arbeitsformen. Neben Sachkom-
petenz tritt die Einführung in analytische Zugänge und die Suche 
nach ökonomischen Modellen für die eigene Praxis. 

1 Seminar (2 
SWS) 

1 Referat oder  
1 Hausarbeit 

5 Präsenz- / Selbst-
lernzeit 28/122 
Stunden 

Forschungskolloquium  
 
(Research Colloqui-
um) 
 
(Ma-DM-12) 
 
 

Erarbeitung eines eigenen Forschungsprojektes als Vorbereitung 
auf die Bachelor-Arbeit. 

2 Kolloquien 
(je 2 SWS) 

1 Hausarbeit 10 Präsenz- / Selbst-
lernzeit 56/244 
Stunden  

BA-Arbeit 
inkl. Prüfungsge-
spräch  
 
(Ma-DM-13) 
 

In der BA-Arbeit (12 CP) plus Kolloquium (3 CP) zeigen die Stu-
dierenden, dass sie in der Lage sind, innerhalb der vorgegebenen 
Frist von 9 Wochen eine Fragestellung aus dem Bereich der digi-
talen Medien unter Rekurs auf einschlägige wissenschaftliche 
Methoden und/oder Theorien zu bearbeiten. 

1 Kolloquium 
(1 SWS) 

Bearbeitungszeit: 9 
Wochen 

15 Präsenz / Selbst-
lernzeit 14/436 
Stunden 
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5. 
Zweite Änderung der fachspezifischen Anlage Nr. 7.28  

Minor Informatik: Globale Informationssysteme  
zur Rahmenprüfungsordnung für den Leuphana  

Bachelor 
 

Aufgrund des § 44 Abs. 1 Satz 2 des Nds. hat der Fakultätsrat der Fakultät 
Wirtschaftswissenschaften am 08. Mai 2013 folgende Änderungen der Anla-
ge Nr. 7.28 Minor Informatik: Globale Informationssysteme vom 26. Mai 2010 
(Leuphana Gazette Nr. 11/10 vom 03. August 2010), zuletzt geändert am 09. 
Mai 2012 (Leuphana Gazette Nr. 07/12 vom 02. August 2012), zur Rahmen-
prüfungsordnung der Leuphana Universität Lüneburg für den Leuphana Ba-
chelor vom 19. September 2007 (Leuphana Gazette Nr. 08/07 vom 04. Okto-
ber 2007), zuletzt geändert am 18. Juli 2012 (Leuphana Gazette Nr. 09/12 
vom 24. August 2012), beschlossen. Der Präsident der Leuphana Universität 
Lüneburg hat diese Änderung gem. § 44 Abs. 1 Satz 3 und § 37 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 5b) NHG per Eilentscheid vom 04. Juni 2013 genehmigt.  
 
 

A B S C H N I T T  I  
 
Die fachspezifische Anlage Nr. 7.28 Minor Informatik: Globale Informations-
systeme zur Rahmenprüfungsordnung für den Leuphana Bachelor wird wie 
folgt geändert:  
 
1. Der Name des Minors „Social Information Systems“ wird geändert in 

„Soziale Medien und Informationssysteme“. 
2. In der Überschrift zur Modulübersicht werden die Worte „Social Informa-

tion Systems“ gestrichen und durch die Worte „Soziale Medien und In-
formationssysteme“ ersetzt. 

3. In der Überschrift zur Modultabelle werden die Worte „Social Information 
Systems“ gestrichen und durch die Worte „Soziale Medien und Informati-
onssysteme“ ersetzt. 

 
A B S C H N I T T  I I  

 
Diese Änderung tritt für die Studierenden, die zum Wintersemester 2013/14 
ihr Studium an der Leuphana Universität Lüneburg beginnen, nach Genehmi-
gung durch das Präsidium der Leuphana Universität Lüneburg am Tag nach 
ihrer Bekanntmachung im Amtlichen Mitteilungsblatt in Kraft. 
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6. 
Neubekanntmachung der fachspezifischen Anlage Nr. 
7.28 Minor Soziale Medien und Informationssysteme 

 zur Rahmenprüfungsordnung für den Leuphana  
Bachelor unter Berücksichtigung der zweiten Änderung  

vom 09. Mai 2012 
 
Das Präsidium der Leuphana Universität Lüneburg gibt nachstehend den 
Wortlaut der fachspezifischen Anlage Nr. 7.28 Minor Soziale Medien und In-
formationssysteme vom 26. Mai 2010 (Leuphana Gazette Nr. 11/10) in der 
nunmehr geltenden Fassung unter Berücksichtigung der ersten Änderung 

vom 09. Mai 2012 (Leuphana Gazette 07/12 vom 02. August 2012) und der 
zweiten Änderung vom 08. Mai 2013 (Leuphana Gazette 22/13 vom 30. Juli 
2013) sowie redaktioneller Änderungen, die den Inhalt nicht verändern, zur 
Rahmenprüfungsordnung der Leuphana Universität Lüneburg für den 
Leuphana Bachelor vom 19. September 2007 (Leuphana Gazette Nr. 08/07 
vom 04. Oktober 2007), zuletzt geändert am 18. Juli 2012 (Leuphana Gazette 
Nr. 09/12 vom 24. August 2012) bekannt. 
 
Die Regelungen der Rahmenprüfungsordnung der Leuphana Universität Lü-
neburg für den Leuphana Bachelor werden wie folgt ergänzt: 
 
Zu § 3 Abs. 2 
Näheres zum Aufbau und zum Inhalt des Minors 

 
 
Modulübersicht Minor Soziale Medien und Informationssysteme (gem. der Studienstruktur des Leuphana Bachelors) 
6. Major Major Komplementär Komplementär 

5. Major Major Major Trusted Computing 
(Mi-Inf-9) 

5 CP 

Vertiefung globale Infor-
mationssysteme 

(Mi-Inf-10) 
5 CP 

Komplementär 

4. Major Major Major Datenschutz und  
Persönlichkeitsrechte 

(Mi-Inf-7) 
5 CP 

Analyse und Bewertung 
von IT-Trends 

(Mi-Inf-8) 
5 CP 

Komplementär 

3. Major Major Major Major Konzepte und Methoden 
der globalen Vernetzung 

(Mi-Inf-6) 
5 CP 

Komplementär 

2. Major Major Major Major Einführung in  
Informations- und  

Kommunikationssysteme 
(Mi-Inf-5) 

5 CP 

Komplementär 

1. Leuphana- Semester Leuphana-Semester Leuphana-Semester Leuphana-Semester 

Leuphana-Semester 

 
 

 Major (Ma) 

 Minor (Mi) 

 Leuphana-Semester/Komplementärstudium (LS/KS) 
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Minor Soziale Medien und Informationssysteme 

Modul  Inhalt Veranstaltungsfor-
men (Art, Anzahl 
und SWS) 

Modulanforderungen 
Studien- und Prü-
fungsleistung  

CP Kommentar 
 

Einführung in Informations- 
und Kommunikationssysteme 
(IuK) 
Introduction to Information 
and Communication Systems 
(Mi-Inf-5) 

• Konzepte von Datenbanksystemen 

• Informationsdienste 

• Information Retrieval 
o Kommunikationsmodelle 
o Modelle und Evaluierung 

• Informationssuche in Netzwerken 

• Multimediale Informationssysteme 

• Verteilte Informationssysteme 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) oder 
 
1 Seminar (4) 
 

PL: Klausur (90) oder 
 
Hausarbeit oder 
 
Referat oder 
 
Assignments oder 
 
Mündliche Prüfung 

5 Präsenz/Selbstlernen  
56/94 

Konzepte und Methoden der 
globalen Vernetzung 
Global Interconnectedness: 
Concepts and Methods 
(Mi-Inf-6) 

• Begriff, Historie und Entwicklung der glo-
balen Vernetzung 

• Internet-Konzepte, Methoden und Dienste 

• Internet-Wegweiser und Suche 

• Soziale Netzwerke 

• Weitere Themen: eLearning; Mobile Com-
puting 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) oder 
 
1 Seminar (4) oder 
 
1 Projektseminar (4) 
 

PL: Klausur (90) oder 
 
Hausarbeit oder 
 
Referat oder 
 
Assignments oder 
 
Mündliche Prüfung o-
der 
 
Präsentation oder 
 
Praktische Leistung 

5 Präsenz/Selbstlernen 
56/94 

Datenschutz und Persönlich-
keitsrechte 
Data Protection and Persona-
lity Rights 
(Mi-Inf-7) 

• Technische Grundlagen 
o Identifier und Maße für die Anonymisie-

rung 
o Generalisierung und Randomisierung 

• Gesellschaftliche Grundlagen 
o Recht 
o Vorratsdatenspeicherung 

• Datenschutztechniken 
o Data Mining und Privacy 
o Datenschutz im Internet 
o Lokalisationsbasierte Dienste, 

Ubiquitous Computing 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) oder 
 
1 Seminar (4) 
 

PL: Klausur (90) oder 
 
Hausarbeit oder 
 
Referat oder 
 
Assignments oder 
 
Mündliche Prüfung 

5 Präsenz/Selbstlernen 
56/94 

Analyse und bewertung von 
IT-Trends 
Analysis and Assessment of IT 
Trends 
(Mi-Inf-8) 

• Recherche und Analyse von Trends und 
Technologien 

• IuK Innovations-Bewertung 

• IuK Innovations-Folgenabschätzung 

• Präsentation technologischer und ökono-
mischer Zusammenhänge 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) oder 
 
1 Seminar (4) oder 
 
1 Projektseminar (4) 
 

PL: Klausur (90) oder 
 
Hausarbeit oder 
 
Referat oder 
 
Assignments oder 
 
Mündliche Prüfung o-
der 
 
Präsentation oder 
 
Praktische Leistung 

5 Präsenz/Selbstlernen 
56/94 

Trusted Computing 
Trusted Computing 
(Mi-Inf-9) 

• Konzepte für sichere IT-Systeme 
o Kryptographie 
o Authentifikation 
o Zugriffskontrolle 
o Sicherheit in Netzen 

• Sicherheitsmodelle und Zuverlässig-
keitsmodelle 

• Biometrie 

• Digital Rights Management 

1 Integrierte Veran-
staltung (4) oder 
 
1 Seminar (4) oder 
 
1 Projektseminar (4) 
 

PL: Klausur (90) oder 
 
Hausarbeit oder 
 
Referat oder 
 
Assignments oder 
 
Mündliche Prüfung o-
der 
 
Praktische Leistung 

5 Präsenz/Selbstlernen 
56/94 
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Modul  Inhalt Veranstaltungsfor-
men (Art, Anzahl 
und SWS) 

Modulanforderungen 
Studien- und Prü-
fungsleistung  

CP Kommentar 
 

Vertiefung globale Infor-
mationssyteme 
Advanced Studies Global In-
formation Systems 
(Mi-Inf-10) 

Ein oder mehrere ausgewählte Themen aus 
dem Themenfeld Globale Informations- und 
Kommunikationssysteme, Internet, Privacy 
und IT-Technologieentwicklung 

1 Seminar (4) oder 
 
1 Projektseminar (4) 
 

PL: Klausur (90) oder 
 
Hausarbeit oder 
 
Referat oder 
 
Assignments oder 
 
Mündliche Prüfung o-
der 
 
Präsentation oder 
 
Praktische Leistung 

5 Präsenz/Selbstlernen 
56/94 

 

 
 


